
 

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Digitalisierung der Schwarzarbeitsbekämp-

fung 

 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Hufen, 
 
wir bedanken uns für die Übersendung des oben bezeichneten Entwurfs und die Möglichkeit zur 
Stellungnahme. 
 
Der negativen gesamtgesellschaftlichen Wirkung der Schwarzarbeit durch eine effektive und kon-
sequente Schwarzarbeitsbekämpfung entgegenzutreten, ist ein wichtiges Ziel. Aus Sicht der Bun-
dessteuerberaterkammer ist es dafür notwendig die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) der Zoll-
verwaltung zu stärken und zukunftsadäquat aufzustellen. Digitale Prüfalternativen, automatischen 
Datenanalysen und ein risikoorientierter Prüfansatz der FKS können zu effizienteren Prüfungsab-
läufen beitragen und zu Mitwirkungserleichterungen für Unternehmen und deren Steuerberatern 
führen.  
 
Gleichwohl sollte der Entwurf nachjustiert werden. Der Entwurf beinhaltet neue, nicht standardi-
sierte Datenzugriffe und Datenübermittlungen. Es bedarf u. E. jedoch einer Datensatzbeschrei-
bung und Abstimmung mit den digitalen und standardisierten Prüfzugriffen im Rahmen der Lohn-
steuer-Außenprüfung (Digitale Lohnschnittstelle), der steuerlichen Außenprüfung (insbesondere 
auch § 147b AO) und der elektronisch unterstützten Betriebsprüfung (euBP). Nur so können aus 
Sicht der Unternehmen und deren Beratern Synergien gehoben und eine weitere, zusätzliche Bü-
rokratiebelastung vermieden werden. Die Besonderheiten, die für den Datenzugriff bei Berufsge-
heimnisträgern gelten, sollten durch eine gesetzliche Regelung zum Ausdruck gebracht werden.  
 
Unsere Anmerkungen zu dem Entwurf im Einzelnen können Sie den nachfolgenden Ausführun-
gen entnehmen. 
 
Für Rückfragen und einen weiteren Austausch stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 

i. A. Meik Eichholz i. A. Oliver Glückselig 
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Vorbemerkung: 
 
Die konsequente Schwarzarbeitsbekämpfung ist ein zentrales Instrument zur Sicherung des 
Steueraufkommens. Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) der Zollverwaltung sollte daher 
mit den adäquaten Mitteln ausgestattet werden, um diese wichtige Aufgabe erfüllen zu kön-
nen. Dabei müssen jedoch zugleich die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit, der Datensicher-
heit und des Datenschutzes sowie der Bürokratievermeidung beachtet werden. Diese nur auf 
den ersten Blick gegensätzlichen Ziele zu vereinen, muss Gegenstand der effektiven Stär-
kung der Schwarzarbeitsbekämpfung sein. 
 
Art. 1 – Änderung des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 
 
Standardisierte Datenzugriffe und Übermittlungen 
 
Im vorliegenden Gesetzentwurf sind keine genauen Regelungen zu den technischen Aus-
tausch- und Schnittstellenformaten zwischen den Behörden der Zollverwaltung und den Prüf-
beteiligten bzw. deren Vertretungsberechtigten definiert. Die Schaffung einheitlicher Aus-
tausch- und Schnittstellenformate für alle Behörden, die im Rahmen von Prüfungen auf Daten 
von Unternehmen zugreifen, ist aus Sicht der Bundessteuerberaterkammer (BStBK) unbe-
dingt notwendig, um den für die Wirtschaft entstehenden Aufwand zu begrenzen. Die Defini-
tion und Standardisierung des maschinell auswertbaren Formats sowie der „elektronischen 
Übermittlung“ von Daten ist nicht hinreichend geregelt.  
 
Der Entwurf lässt den Prüfbeteiligten zwar mehrere Wege offen, Unterlagen bereitzustellen 
(Vorlage vor Ort, elektronische Fern‑Einsicht, elektronische Übermittlung) und ermächtigt die 
FKS, zwischen diesen Wegen nach Ermessen zu wählen (§ 3 Abs. 1a Satz 1, § 4 Abs. 1b, 
§ 5a Abs. 1 u. 2 SchwarzArbG‑E) . In der Praxis kann dies jedoch dazu führen, dass jede 

FKS‑Dienststelle unterschiedliche technische Formate (z. B. E‑Mail, proprietäre Cloud‑ 
Dienste, VPN‑Tunnel) verlangt, was für Unternehmen und deren IT‑Dienstleister erheblichen 
Zusatzaufwand erzeugt. 
 
Unternehmen und deren bevollmächtigte Steuerberater sind bereits verpflichtet, Massendaten 
für andere Prüfungszwecke (Betriebsprüfung, Rentenversicherung, Zoll) vorzuhalten. Mehrere 
Bundesländer entwickeln hierfür einheitliche Austauschplattformen. Damit die gleichen Daten 
nicht mehrfach in verschiedene Systeme hochgeladen werden müssen, sollte das Gesetz ein 
deutliches Bekenntnis zum Once‑Only‑Prinzip enthalten und die übrigen Ressorts zur Wieder-
verwendung der Datenplattformen verpflichten. 
 
Petitum: 
Die europäische Datenstrategie sieht u. a. vor, den Datenaustausch zwischen Unternehmen 
und Behörden zu verbessern. Die BStBK plädiert in Einklang mit der europäische Datenstrate-
gie dafür, Datenzugriffe und -übermittlungen nicht nur für den vorliegenden Regelungszweck 
zu definieren. Stattdessen müssen übergreifende Austausch- und Schnittstellenformate für 
sämtliche Behörden, die Daten von Unternehmen und/oder Steuerberatern im Rahmen etwai-
ger Prüfungen heranziehen, geschaffen werden bzw. bereits vorhandene nachgenutzt und 
ggf. erweitert werden.  
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Zu Nr. 6: § 4 Abs. 1 Satz 4 SchwarzArbG-E – Datensicherheit 
 
§ 4 Abs. 1 Satz 4 SchwarzArbG-E regelt, dass für „[...] die Datenverarbeitungssysteme ange-
messene sowie den einschlägigen Vorschriften und Standards entsprechende Maßnahmen 
zur Gewährleistung der Informationssicherheit getroffen werden, die dem jeweiligen Stand der 
Technik entsprechen sollen“. 
 
Vor dem Hintergrund, dass der Gesetzentwurf auch weitreichende Verarbeitungsermächtigun-
gen sensibler Daten vorsieht, geht diese Regelung nicht weit genug. Die sensiblen Daten 
müssen nicht nur von den Unternehmen und deren Beratern bereitgehalten, sondern sollen 
von verschiedenen Stellen automatisiert abgerufen oder an ein Endgerät der Mitarbeiter der 
Zollverwaltung übermittelt und in allen Fällen gespeichert werden. 
 
Mit Blick auf die Datensicherheit ist die Regelung des § 4 Abs. 1 Satz 4 SchwarzArbG-E aus 
Sicht der BStBK dahingehend anzupassen, dass nicht nur „ [..] für die Datenverarbeitungssys-
teme angemessene sowie den einschlägigen Vorschriften und Standards entsprechende 
Maßnahmen zur Gewährleistung der Informationssicherheit getroffen“ werden müssen, son-
dern diese Maßnahmen auch dem jeweiligen Stand der Technik entsprechen müssen und 
nicht nur allenfalls entsprechen sollen.  
 
 
Petitum: 
Aus Sicht der BStBK ist es zur Sicherheit der Datenverarbeitungssysteme aufgrund der stei-
genden Gefahr von Cyberangriffen zwingend erforderlich § 4 Abs. 1 Satz 4 SchwarzArbG-E 
als Muss-Vorschrift zu formulieren.  
 
 
Zu Nr. 6: § 4 Abs. 1b i. V. m. § 5a Abs. 1 und 2 SchwarzArbG-E  
 
§ 4 Abs. 1b Satz 1 Nr. 2 i. V. m. § 5a SchwarzArbG-E normiert eine neue Befugnis der Behör-
den der Zollverwaltung, eine elektronische Einsichtnahme in die Unterlagen und Daten des 
Prüfbeteiligten von der Amtsstelle vorzunehmen. § 5a Abs. 1 Satz 3 SchwarzArbG-E regelt, 
dass sich der Zugriff auf die Unterlagen und Daten nach § 5a Abs. 2 SchwarzArbG-E richtet.  
 
Aus der Formulierung der §§ 4 Abs. 1b Satz 1 Nr. 2, 5a Abs. 1 Satz 3 i. V. m. Abs. 2 Schwarz-
ArbG-E wird aus Sicht der BStBK im Vergleich zu § 147 Abs. 6 Satz 2 AO in Bezug auf Dritt-
konstellationen nicht hinreichend differenziert. 
 
Es bedarf aus Gründen des Berufsgeheimnisses jedoch einer vergleichbaren gesetzlichen 
Rechtsgrundlage, sofern die FKS auf Daten, die sich bei einem Berufsgeheimnisträger als 
Dritten befinden, zugreifen können soll. Berufsgeheimnisträger sind unter den Begriff des 
„Prüfbeteiligten“ i. S. d. § 3 Abs. 1 SchwarzArbG-E bzw. der dort genannten Personen(grup-
pen) nicht direkt subsumierbar und daher nicht bereits von §§ 4, 5a SchwarzArbG-E erfasst. 
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Im Gesetzentwurf bleibt der mit der berufsrechtlichen Verschwiegenheitspflicht einhergehende 
Aufwand für die Steuerberater unberücksichtigt. Steuerberater unterliegen dem Berufsge-
heimnis, sodass einige der voraussichtlich zu übermittelnden Daten (wie Kontenbeschriftun-
gen, Buchungstexte) unkenntlich gemacht werden müssten. Dies führt zu einem erheblichen 
organisatorischen und technischen und damit kostenintensiven Mehraufwand, was es zu ver-
meiden gilt. 
 
Petitum: 
Aus Sicht der BStBK bedarf es einer dem § 147 Abs. 6 Satz 2 AO vergleichbaren Rechts-
grundlage, sofern die FKS auf Daten, die sich bei einem Berufsgeheimnisträger als Dritten be-
finden, zugreifen können soll.  
 
 
Zu Nr. 13: § 8 Abs. 2 Nr. 4 bis 7 SchwarzArbG-E – Erweiterung der Bußgeldtatbestände  
 
Gemäß § 8 Abs. 2 Nr. 4 bis 7 i. V. m. § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 5 SchwarzArbG-E sollen die 
Bußgeldtatbestände für mangelnde Duldungs- und Mitwirkungspflichten deutlich ausgeweitet 
werden. Dies betrifft u. a. die Gewährung der Lesbarkeit der digitalen Unterlagen. Angesichts 
der aufgezeigten Unklarheiten, insbesondere im Hinblick auf ein zu verwendendes Datenfor-
mat bzw. einen Datenstandard, ist dies problematisch. 
 
Es betrifft zudem auch „nicht richtig“ erteilte Auskünfte oder Unterlagen. Demnach können be-
reits geringfügige Formfehler (z. B. Übermittlung im „falschen“ Dateiformat oder geringfügige 
Fristüberschreitung) ein Bußgeld auslösen. Damit werden Bagatellfälle unverhältnismäßig be-
straft.  
 
Petitum: 
Von der Erweiterung der Bußgeldtatbestände sollte angesichts der Unklarheiten in Bezug auf 
die Duldungs- und Mitwirkungspflichten Abstand genommen werden.  
 
 
Art. 3 – Änderung der Abgabenordung 
 
Zu Nr. 3 – Erweiterung der Offenbarungsbefugnis nach § 31a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 AO-E 
 
Der Entwurf sieht in § 31a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 AO-E eine Erweiterung der Offenbarungsbefug-
nis der nach § 30 AO geschützten Daten zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und der illegalen 
Beschäftigung vor. Ausweislich der Gesetzesbegründung soll die Offenbarung der nach § 30 
AO geschützten Daten bereits für die Zwecke der mit Art. 1 den Behörden der Zollverwaltung 
neu zugewiesenen Aufgaben des Risikomanagements und für eine operative Informations- 
und Datenanalyse der FKS zulässig sein. Während in § 31a AO der Geheimnisschutz für die 
lediglich für die Durchführung eines Strafverfahrens durchbrochen werden darf, verlagert 
§ 31a Abs. 1 Nr. 4 AO-E die Ausnahme vom Steuergeheimnis bereits ins Vorfeld eines Straf-
verfahrens. Aus Sicht der BStBK ist dies problematisch und vor dem Hintergrund des Rechts 
auf informationelle Selbstbestimmung aus rechtsstaatlichen Gründen bedenklich. 
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Petitum: 
Die Offenbarungsbefugnis sollte nicht wie von § 31a Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 AO-E vorgesehen, 
erweitert werden 
 
 
Art. 12 – Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
 
Zu Nr. 2 – Sofortmeldung nach § 28a Abs. 4 Satz 1 SGB IV 
 
Aus unserer Sicht sollte auf die Streichung der Nummer 6 in Nr. 2 a) verzichtet werden und 
stattdessen die Nummer 6 als „weggefallen“ deklariert werden. Dementsprechend könnten die 
Nummern 2 b) und c) gestrichen und die Nummer 2 d) angepasst werden. Das neu einzufü-
gende „Friseur und Kosmetikgewerbe“ würde demnach zur Nummer 12 werden. Denn die vor-
gesehene Verschiebung der Nummerierung würde zu einer erheblichen Anzahl von Folgeän-
derungen in Publikationen der Sozialversicherungsträger, der Literatur und Verweisen führen. 
Dieser Bürokratieaufwand ist leicht vermeidbar, indem die Nummer 6 im Abs. 4 Satz 1 des 
§ 28a SGB IV als „weggefallen“ gekennzeichnet wird und auf eine Neunummerierung verzich-
tet wird. In § 28a SGB IV findet sich dieses Vorgehen bereits im weggefallenen Abs. 1a, aber 
auch in Abs. 3 Nr. 7a SGB IV. Alternativ könnte die als neue Nr. 11 vorgesehene Aufnahme 
„im Friseur- und Kosmetikgewerbe“ die bisherige Nr. 6 ersetzen, sodass sich ebenfalls keine 
Änderungen an der Folgenummerierung ergeben würden. 
 
 
Petitum 
In Artikel 12 werden die Nr. 2 a) bis c) gestrichen. Nr. 2 d) wird entsprechend angepasst. Infol-
gedessen wird das „Friseur- und Kosmetikgewerbe“ in einer neuen Nr. 12 eingefügt. Alternativ 
wird das „Friseur- und Kosmetikgewerbe“ zur neuen Nummer 6.  
 


